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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
LPeiting Ost - Umbau Verkehrsstation®,
Bahn-km 4,081 bis 4,467 der Strecke 5444 Schongau - Peissenberg, Az. 651ppi/005-2019#012 vom 30.09.2020

Auf Antrag der DB Station&Service AG (Vorhabentragerin) erlasst das Eisenbahn-Bun-
desamt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG)i. V. m. 8 74 Abs. 6 Ver-

waltungsverfahrensgesetz (VwV{G) folgende

Plangenehmigung

A. Verflugender Teil

Al  Genehmigung des Plans

Der Plan fur das Vorhaben ,Peiting Ost - Umbau Verkehrsstation“, in der Gemeinde
Peiting, im Landkreis Weilheim-Schongau, Bahn-km 4,081 bis 4,467 der Strecke 5444,
Schongau - Peissenberg, wird mit den in dieser Genehmigung aufgefihrten Nebenbe-

stimmungen genehmigt.

A.2  Planunterlagen

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen:

Anlage | Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung

1 Erlauterungsbericht vom 08.04.2020, 41 Seiten inkl. Deckblatt

2.1 Ubersichtskarte vom 16.12.2019, MafRstab 1:50.000 nur zur Info
2.2 Ubersichtslageplan vom 16.12.2019, MaRstab 1:5.000 nur zur Info
3 Lageplan vom 08.04.2020, Maf3stab 1:500
4 Bauwerksverzeichnis vom 29.09.2020, 5 Seiten inkl. Deckblatt
5 Grunderwerbsplan vom 16.12.2019, Maf3stab 1:1.000
6 Grunderwerbsverzeichnis vom 16.12.2019, 3 Seiten inkl. Deck-
blatt
7.1 | Querschnitt km 4,195 (Strecke 5444) vom 16.12.2019, Mal3stab
1:50
7.2 | Querschnitt km 4,220 (Strecke 5444) vom 08.04.2020, Mal3stab
1:50
7.3 | Querschnitt km 4,280 (Strecke 5444) vom 16.12.2019, Mal3stab
1:50
8 Baustelleneinrichtungs- und —erschlieungsplan vom 16.12.2019,

MalRstab 1:1.000

9 Kabel- und Leitungslageplan vom 16.12.2019, Maf3stab 1:1.000

10.1 | Trassierungslageplan km 3,847 — km 4,311 (Strecke 5444) vom | nur zur Info
16.12.2019, Maf3stab 1:500
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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
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A3

A3.1

A.3.2

Anlage | Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung

10.2 | Trassierungslageplan km 4,311 — km 4,618 (Strecke 5444) vom | nur zur Info
16.12.2019, Maf3stab 1:500

11 Artenschutzrechtliche Unterlagen (Faunistische Planungsraum-
analyse mit Anhang und spezielle artenschutzrechtliche Priifung)
vom 16.12.2019

12.1 | Baugrundgutachten vom 14.11.2016 nur zur Info

12.2 | Geotechnischer Bericht vom 09.11.2017 nur zur Info

12.3 | Bodenverwertungs- und Entsorgungskonzept (BoVEK) Kurz-kon- | nur zur Info
zept vom 10.01.2017

13 Schalltechnische Untersuchung vom 28.11.2018 nur zur Info

Besondere Entscheidungen

Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen

Der Vorhabentréagerin werden gemaf § 18 Abs. 1 AEG i.V.m. 8 75 Abs. 1 VwVIG i.V.m.
§ 19 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) die folgenden wasserrechtlichen Erlaub-
nisse fur die Benutzung von Gewéassern nach MalRgabe der nachfolgend aufgefiihrten

Einzelbestimmungen erteilt.

e Beschrankte Erlaubnis gemaf3 88 8, 9, 10 WHG i.V.m. Art. 15 BayWG fur die
voriibergehende offene Bauwasserhaltung mit Pumpensimpfen (Benutzung
nach 8 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 WHG)

Konzentrationswirkung

Durch die Plangenehmigung wird die Zuléssigkeit des Vorhabens einschlie3lich der
notwendigen FolgemalRnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm be-
rihrten offentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere be-
hordliche Entscheidungen, insbesondere 6ffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verlei-
hungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht er-
forderlich (8 18 Abs. 1 AEG i. V. m. 8 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 VwViG i. V. m. 8 75
Abs. 1 VWVTG).
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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
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A4

A.4.1

A.4.2

A.4.3

A4d.4

A.45

Nebenbestimmungen

Bei der Durchfiihrung der Bauarbeiten sind die Regelungen der ,Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerduschimmissionen“ vom 19.08.1970,
MABI 1/1970 S. 2, zu beachten.

Beeintrachtigungen von Versorgungsleitungen sind durch geeignete Baumaflinahmen
zu vermeiden. Versorgungsleitungen sind soweit sie innerhalb der Bauflache liegen, in
Absprache mit den Leitungseigentiimern und gemanR deren Vorschriften in Betrieb zu
halten und zu sichern. Die bestehenden vertraglichen Regelungen zwischen den Lei-

tungseigentimern und der Deutschen Bahn AG sind zu beachten.

Im Zusammenhang mit der Baumalnahme anfallender Abfall ist mit Beginn der Bau-
malnahme sukzessiv zu verwerten oder zur ordnungsgemaéafen Entsorgung schnellst-
maglich zu beseitigen. Eine Zwischenlagerung des Abfalls, die tber die nach Ziffer 8.12
im Anhang der 4. Bundesimmissionsschutzverordnung genehmigungsfreie Lagerung

auf dem Geléande der Entstehung bis zum Einsammeln hinausgeht, darf nicht erfolgen.

Die Vorhabentragerin hat fir jede artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Minde-
rungsmaflinahme gesondert ein Malinahmenblatt (FINK), dem Eisenbahn-Bundesamt,

Auf3enstelle Nirnberg, unverziglich vorzulegen.

Die Regelungen der ,Verwaltungsvorschrift Gber die Bauaufsicht im Ingenieurbau,
Oberbau und Hochbau“ (VV BAU) und der ,Verwaltungsvorschrift fir die Bauaufsicht
Uber Signal-, Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen* (VV BAU-STE)
sind in der aktuellen Fassung zu beachten. Beim Eisenbahn-Bundesamt sind die hier-

nach erforderlichen Anzeigen einzureichen und die notwendigen Antrége zu stellen.
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A.4.6

A.4.7

A.4.8

A.4.9

Die Vorhabentragerin hat die im Zuge der Ausfihrungsplanung sich ergebenden né-
heren Details zur bauzeitlichen offenen Bauwasserhaltung nochmals mit dem Was-

serwirtschaftsamt abzustimmen.

Sobald sich im Rahmen der Erstellung der Ausflhrungsplanung der Ablauf der Bau-
mafinahme genauer bestimmen lasst, wird durch die Vorhabentragerin die vorliegende
schalltechnische Untersuchung vom 28.11.2018 dahingehend ergdnzt und konkreti-
siert, ob und an welchen Anwesen im Umfeld der Malinahme sich Beurteilungspegel
ergeben, welche die Grenze 60 dB(A) nachts bzw. 70 dB(A) tags Uberschreiten. In
diesen Fallen hat die Vorhabentragerin zugesichert, den Betroffenen Ersatzwohnraum
anzubieten. Dies ist der Plangenehmigungsbehdrde in dokumentierter Form nachzu-

weisen und unaufgefordert vorzulegen.

Die Schadstofffreiheit im Flanken- und Sohlbereich der Versickerungsanlagen ist bei
Aushub von Aufflillungen in den betreffenden Bereichen zu priifen. Die Ergebnisse die-
ser Prifung sind dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim sowie dem Eisenbahn-Bundes-
amt, Aul3enstelle Nurnberg, vorzulegen, um die Schadstofffreiheit zu bescheinigen. Vor
Sicherstellung der Schadstofffreiheit und Freigabe durch das Wasserwirtschaftsamt
darf der Einbau der Entwasserungseinrichtungen nicht erfolgen. Die Dokumentation

dieser Freigabe ist dem Eisenbahn-Bundesamt unverzuglich vorzulegen.

Die kf-Werte der angetroffenen Bdden sind zu prifen, um eine relevante Abweichung
von den Planungsannahmen ausschlie3en zu kdnnen.

Sollten sich im Weiteren Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass die kf-Werte den Pla-
nungsannahmen nicht entsprechen, ist dies dem Wasserwirtschaftsamt sowie dem Ei-
senbahn-Bundesamt, AufR3enstelle NUrnberg unverziglich mitzuteilen und das weitere

Vorgehen abzustimmen.

A.4.10 Baubeginn und Fertigstellung des plangenehmigten Vorhabens sind dem Eisenbahn-

Bundesamt, Au3enstelle Nirnberg, Sachbereich 1, schriftlich anzuzeigen. Dazu sind
die vom Eisenbahn-Bundesamt zur Verfligung gestellten Vordrucke zu verwenden.

Mit der Fertigstellungsanzeige ist von der Vorhabentragerin zu erklaren, dass diese
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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
LPeiting Ost - Umbau Verkehrsstation®,
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A5

A.6

AT

die mit der Plangenehmigung zugelassenen BaumalRnahmen ordnungsgemal durch-

gefuhrt und alle auferlegten Nebenbestimmungen erfllt hat.

Zusagen der Vorhabentragerin

Soweit die Vorhabentragerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder Abspra-
chen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung getragen hat,
sind diese nur insoweit Gegenstand dieser Plangenehmigung, als sie ihren Nieder-
schlag in den genehmigten Planunterlagen gefunden haben oder in der Plangenehmi-

gung nachfolgend dokumentiert sind.

Entscheidung lGber Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Antrage

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von Behor-
den und Stellen geauf3erten Forderungen, Hinweise und Antrage werden zurtickgewie-
sen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise erledigt

haben.

Gebihrund Auslagen

Die Gebuihr und die Auslagen fur das Verfahren tragt die Vorhabentragerin. Die H6he

der Gebuhr und der Auslagen wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt.
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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
LPeiting Ost - Umbau Verkehrsstation®,

Bahn-km 4,081 bis 4,467 der Strecke 5444 Schongau - Peissenberg, Az. 651ppi/005-2019#012 vom 30.09.2020

B.

B.1

B.1.1

Begrindung

Sachverhalt

Gegenstand des Vorhabens

Das Bauvorhaben Peiting Ost - Umbau Verkehrsstation hat den Umbau und die Neu-

gestaltung des Bahnhofs Peiting Ost zum Gegenstand. Die Anlagen liegen bei Bahn-
km 4,081 bis 4,467 der Strecke 5444 Schongau - Peissenberg, in der Marktgemeinde
Peiting.

Der verfahrensgegenstandliche Antrag der Vorhabentrdgerin beinhaltet im Wesentli-

chen die im folgenden beschriebenen MalRnahmen.

a)

b)

Bahnsteige

Im Bestand bestehen im Bahnhof Peiting Ost ein Hausbahnsteig, ein Zwischen-
bahnsteig zwischen dem bereits zurtickgebauten Gleis 1 und 2 sowie ein Zwischen-
bahnsteig zwischen Gleis 2 und 3. Die Bahnsteige haben eine Hohe ca. 24 cm bis
28 cm uber Schienenoberkante.

Gleis 1 wurde bereits zurtickgebaut, Gleis 2 ist das durchgehende Hauptgleis und

Gleis 3 ist uber die Weichen 1 und 15 an dieses angeschlossen.

Die vorhandenen Bahnsteige werden vollstandig zuriickgebaut und durch einen
neuen Mittelbahnsteig ersetzt. Dieser Mittelbahnsteig wird mit einer Bauldnge von
140 m zwischen Bahn-km 4,200 und 4,340 errichtet. Zuséatzlich werden in aufstei-
gender Kilometrierung 20 m Sicherungslange freigehalten. Der Mittelbahnsteig er-
halt eine Nennhdhe von 55 cm Uber Schienenoberkante. Die Bahnsteigbreite be-
tragt 4,20 m.

Oberbau

Zur Aufweitung des bestehenden Gleisabstandes wird das Gleis 2 zwischen den
Weichen 1 und 15 in sudliche Richtung verschwenkt. An Gleis 3 wird keine hori-
zontale Anderung der Gleislage durchgefiihrt, jedoch eine erforderliche Gradien-

tenanpassung (Neigungsanpassung, Anhebung um 8 — 15 cm).
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c)

d)

Zuwegung

Der bestehende schienengleiche Uberweg bei Bahn-km 4,185 wird durch einen
nicht technisch gesicherten Reisendeniberweg in Gleis 2 ersetzt. Dieser ist durch

Warntafel gesichert und wird mit einer Breite von 2,40 m hergestellt.

Vom Mittelbahnsteig wird ein barrierefreier Zugang in Form eines 15 m langen und
2,00 m breiten, geneigten Gehwegs zum neu zu erstellenden Reisendeniberweg
hergestellt. Der geneigte Gehweg mit Zwischenpodest erhalt eine maximale Langs-

neigung von 6 % und beidseitige Winkelstitzelemente und Holmgelénder.
Entwasserung

Das anfallende Niederschlagswasser wird am Bahnsteig durch die Querneigung
zur Bahnsteigmitte und im Bereich der Zuwegung durch die Langsneigung in Kas-
tenrinnen geleitet und Uber Einlaufkasten an die zu errichtende Sammelleitung an-
geschlossen. Die Sammelleitung wird an ein Rohr-Rigolensystem unter dem Bahn-

steig angeschlossen.

Das anfallende Niederschlagswasser im Bereich des Gleis 2 wird im Bereich von

km 4,081 bis km 4,183 durch einen Versickerungsschlitz versickert.

Von km 4,187 bis km 4,262 sowie von 4,337 bis 4,467 sind Tiefenentwasserungen
geplant, die das Niederschlagswasser zu den Bereichen mit versickerungsfahigem
Boden ableiten. Die Tiefenentwasserungen werden an ein 75 m langes Rohr-Rigo-

lensystem angeschlossen.

Die Entwasserungsanlagen zur Gleisentwésserung in Gleis 3 werden in einem se-

paraten Projekt umgesetzt.

Bezuglich der naheren Details und weiteren MaRnahmen wird im Ubrigen auf den Er-

lauterungsbericht vom 08.04.2020 — plangenehmigte Unterlage 1 — und die weiteren

genehmigten Unterlagen verwiesen.
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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
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B.1.2 Verfahren
Die DB Station&Service AG (Vorhabentréagerin) hat mit Schreiben vom 12.12.2018, Az.
I.SV-S-I (P1) , eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVTG flr
das Vorhaben ,Peiting Ost - Umbau Verkehrsstation" beantragt. Der Antrag ist am

19.12.2018 beim Eisenbahn-Bundesamt, AuRenstelle Niirnberg, eingegangen.

Im Verfahren wurde die Vorhabentragerin um Uberarbeitung der Planunterlagen gebe-
ten. Die Uberarbeiteten Unterlagen wurden mit Stand vom 16.12.2019 bzw. mit Stand

vom 08.04.2020 wieder vorgelegt.

Das Eisenbahn-Bundesamt hat die verkehrliche Entbehrlichkeit der riickzubauenden
Anlagen geprift und zu diesem Zweck mit Schreiben vom 30.04.2020 durch Veréffent-
lichung im Internet Nutzer dieser Anlagen und Dritten mit absehbarem Nutzungsinte-

resse die Mdglichkeit zur Stellungnahme eingeraumt.

In diesem Zusammenhang sind keine Stellungnahmen von Nutzern oder Dritten beim

Eisenbahn-Bundesamt, AuRenstelle Niirnberg, eingegangen.

Mit verfahrensleitender Verfiigung vom 10.09.2020, Az. 651ppi/005-2019#012, hat das
Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass fur das gegenstandliche Vorhaben keine Ver-
pflichtung zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht (88 5 ff. Ge-
setz uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)).

Das Eisenbahn-Bundesamt hat im Plangenehmigungsverfahren Stellungnahmen von

Tragern offentlicher Belange eingeholt.

Folgende Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder Empfehlun-

gen:
Lfd. Nr. | Bezeichnung
1. Markt Peiting
Stellungnahme vom 26.05.2020, Az. 11I/4AMR
2. Bayerische Eisenbahngesellschaft mbH
Stellungnahme vom 19.05.2020, kein Az.
3. Bayerische Regiobahn GmbH
Stellungnahme vom 27.05.2020, kein Az.
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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben

LPeiting Ost - Umbau Verkehrsstation®,

Bahn-km 4,081 bis 4,467 der Strecke 5444 Schongau - Peissenberg, Az. 651ppi/005-2019#012 vom 30.09.2020

B.2

B.2.1

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen:

Lfd. Nr. |Bezeichnung
1. Landratsamt Weilheim-Schongau
Stellungnahme vom 26.05.2020, Az. 6102.02 Sg. 40
2. Wasserwirtschaftsamt Weilheim
Stellungnahme vom 19.05.2020, Az. 2-3535-WM140-11393/2020

Dem Eisenbahn-Bundesamt liegen die Zustimmungen aller in eigenen Rechten Be-

troffenen vor.

Verfahrensrechtliche Bewertung

Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage fir die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1
AEG i. V. m. 8 74 Abs. 6 VwWVIG. Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschliel3lich der
Bahnfernstromleitungen dirfen nur gebaut oder geandert werden, wenn der Plan vor-
her festgestellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berihrten 6f-

fentlichen und privaten Belange einschlieZlich der Umweltvertraglichkeit im Rahmen

der Abwagung zu berticksichtigen.

An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann gemafd § 18 Abs. 1 AEG i. V. m.

§ 74 Abs. 6 VWVTG eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt werden oder die Be-

troffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen

Rechts schriftlich einverstanden erklart haben,

2. mit den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, das Be-

nehmen hergestellt worden ist und

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Offentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die
den Anforderungen des 8§ 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwV{G entsprechen

muss.
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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
LPeiting Ost - Umbau Verkehrsstation®,
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B.2.2

B.3

B.4

B.4.1

Zustandigkeit

Gemal § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz Uber die Eisenbahnverkehrsverwal-
tung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt flr den Erlass einer pla-
nungsrechtlichen Entscheidung nach 8 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVI{G flr

Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zustandig.

Zu den Betriebsanlagen i.S.d. 8 18 Abs. 1 AEG gehoren die Grundstiicke, Bauwerke
und sonstigen ortsfesten Einrichtungen der Eisenbahn, soweit sie unter Beriicksichti-
gung der ortlichen Verhaltnisse zur Abwicklung oder Sicherung des Reise- oder Giiter-

verkehrs auf der Schiene erforderlich sind.

Hiernach ist das Eisenbahn-Bundesamt die zustandige Plangenehmigungsbehérde fiir
den Umbau der Bahnanlagen im Bahnhof Peiting Ost, da diese von der DB Sta-
tion&Service AG (= Eisenbahn des Bundes) zur ordnungsgemalf3en und sicheren Ab-

wicklung des Reiseverkehrs benétigt werden.

Umweltvertraglichkeit

Das Vorhaben betrifft die Anderung einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen

im Sinne der Nummer 14.8 der Anlage 1 zum UVPG.

Mit verfahrensleitender Verfiigung vom 10.09.2020, Az. 651ppi/005-2019#012, wurde
seitens der Plangenehmigungsbehérde gemafl 8§ 5 Abs. 1i.V.m. 8§ 9 Abs. 3und 4, § 7
Abs. 1 UVPG i.V.m. Anlage 3 zum UVPG festgestellt, dass keine Verpflichtung zur

Durchflihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung besteht.

Materiell-rechtliche Wirdigung des Vorhabens

Planrechtfertigung

Die Planrechtfertigung fur das verfahrensgegenstandliche Vorhaben liegt vor.

Die Planrechtfertigung fur ein Vorhaben lasst sich immer dann bejahen, wenn dieses
vernuinftigerweise geboten ist. Sie ist nur dann nicht gegeben, wenn es sich bei dem
Vorhaben um einen einigermalRen planerischen Missgriff handelt (vgl. VGH Baden-
Wirttemberg, Az. 5 S 591/04).

Der Umbau des Bahnhofs Peiting Ost auf der Strecke 5444 Schongau — PeiRenberg

ist verniinftigerweise geboten.
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Die Vorhabentréagerin hat in ihrem Erl&uterungsbericht vom 08.04.2020 — plangeneh-
migte Unterlage 1 — nachvollziehbar ausgefihrt, dass durch die verfahrensgegenstand-
liche UmbaumaRnahme fur den Bahnhof Peiting Ost Barrierefreiheit hergestellt werden
soll. Durch die Erhdhung des neuen Mittelbahnsteigs auf 55 cm Uber Schienenober-
kante wird letztlich bei den auf der Strecke verkehrenden Fahrzeugen ein barrierefreier
Ein- und Ausstieg ermdglicht. Auch die neue Zuwegung wird barrierefrei ausgestaltet.

Insgesamt wird damit durch den Umbau die Attraktivitat des Schienenverkehrs an die-

sem Bahnhof gesteigert.

Der Umbau erfolgt im Zusammenhang mit weiteren geplanten Umbaumalfinahmen an

5 Verkehrsstationen auf der Streckenverbindung zwischen Schongau und Weilheim.

Mithin ist das Vorhaben ,verninftigerweise geboten“ im Sinne des Fachplanungs-

rechts.
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Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
LPeiting Ost - Umbau Verkehrsstation®,
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B.4.2 Stellungnahmen der Beh6rden und Stellen nebst dazugehoriger Entscheidung

der Plangenehmigungsbehérde

1. Landratsamt Weilheim-Schongau

Gesamtstellungnahme vom 26.05.2020, Az. 6102.02 Sg.40

A) Natur- und Umweltschutzverwaltung

Das von dem Bauvorhaben (Neubau Bahnsteig) direkt betroffene Grundsttick
mit der Flurnummer 2037/26 (Bf Peiting Ost) der Gemarkung Peiting ist nicht
im Altlastenkataster eingetragen (Stand: 06.05.2020).

Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Grundstiick altlastenfrei ist. Damit wird
lediglich ausgesagt, dass uns keine Informationen Uber etwaige Altlasten bzw.
schadliche Bodenveranderungen vorliegen.

Deshalb wird gebeten, in die Genehmigung folgende Auflage aufzunehmen:

Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffalligkei-
ten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schadliche Bodenveranderung
oder Altlast hindeuten, ist unverziglich das Landratsamt Weilheim-Schongau,
Bodenschutzbehorde, zu informieren (Mitteilungspflicht nach Art. 1 Bayerisches
Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen abzustimmen. Der Aushub ist
z.B. in dichten Containern mit Abdeckung zwischenzulagern bzw. die Aushub-
mal3nahme ist zu unterbrechen, bis der Entsorgungsweg des Materials geklart
ist.

Entscheidung:

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich, die Aussagen zur Altlastenfreiheit auf
den verfahrensgegensténdlich betroffenen Flachen wird zur Kenntnis genom-
men. Die Einhaltung der Mitteilungspflicht als gesetzlich normierte Pflicht wird
seitens der Vorhabentragerin zugesichert. Mit RickaufRerung vom 08.06.2020
sichert die Vorhabentragerin nochmals explizit zu, sich an die geltenden Ge-
setze und Bestimmungen zu halten. Sie verweist zudem auf die in Unterlage
12.3, BoVeK-Kurzkonzept, in Abs. 3 aufgelisteten, zu erwartenden Belastungs-
klassen gemal LAGA M 20. In Abs. 4 wird dargelegt, ab wann Abfall anfallt und
im Abs. 5 wird dessen Entsorgung dargestellt. Darunter fallen direkte Entsor-
gung nach in situ Beprobung und Deklaration oder Haufwerke zur Deklaration
des Aushubs vor der Entsorgung. Die Forderungen des Landratsamtes entspre-

chen den gesetzlichen Vorgaben und anerkannten Regeln der Technik; die Vor-
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B)

habentréagerin hat mit dem Konzept in Unterlage 12.3 die Einhaltung dieser dar-
gelegt und mit Ruckaulierung vom 08.06.2020 im Verfahren nochmal zugesi-

chert.

Sachbereich Wasserrecht

1. Die untere Wasserrechtsbehtrde am Landratsamt Weilheim-Schongau er-
klart hiermit gemanR § 19 Abs. 3 WHG ihr Benehmen mit den im Rahmen
der eisenbahnrechtlichen Plangenehmigungen zu erteilenden wasserrecht-
lichen Erlaubnisse durch die Plangenehmigungsbehdrde, dem Eisenbahn-
Bundesamt.

2. Das geltende Wasserrecht ist jeweils einzuhalten. Die fachliche Stellung-
nahme des amtlichen Sachverstandigen im Verfahren Wasserwirtschafts-
amt Weilheim ist zu beachten.

3. Wir bitten, uns einen Abdruck der Plangenehmigung zukommen zu lassen.

Entscheidung:
Zu 1.

Der Punkt wird zur Kenntnis genommen, eine Entscheidung ist nicht erforder-
lich.

Zu 2.

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich, es wird insoweit auf die Ausfihrungen
unter B.4.2, unter 2., auf die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes und

die dazugehdrige Entscheidung verwiesen.

Zu 3.

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich, die Zustellung des Bescheides an das
Landratsamt Weilheim-Schongau erfolgt gemaR gesetzlicher Regelung in § 74
Abs. 4 Satz 1i.V.m. Abs. 6 Satz 2, Hs. 2 und 3 VwWV{G.
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C) Fachlicher Naturschutz

Bezugnehmend auf die mit Anschreiben vom 21.04.2020 vom Eisenbahn-Bun-
desamt in Nirnberg Ubermittelten Planunterlagen fir die geplanten Umgestal-
tungsmafinahmen im Bahnhof Peiting Ost dirfen wir von Seiten des fachlichen
Naturschutzes mitteilen, dass Belange des Natur-, Arten- oder Landschafts-
schutzes den geplanten MalBnahmen zur Umgestaltung der Verkehrsstation
nicht entgegenstehen.

Im Hinblick auf die zu beachtenden Belange des Artenschutzes und fachrecht-
liche Vorgaben zur Abarbeitung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
nach der Bayer. Kompensationsregelung wurde mit der UNB am Landratsamt
seitens des von der Deutschen Bahn beauftragten Fachplanungsbiros frihzei-
tig Kontakt aufgenommen. Insbesondere wurden im Rahmen einer faunisti-
schen Planungsraumanalyse mogliche Betroffenheiten und Projektwirkungen
fachgutachterlich geklart und bewertet.

Daruber hinaus wurden die sich daraus ergebenden Notwendigkeiten fur
Schutzmalinahmen, MalRhahmen der Eingriffsvermeidung und —minimierung
und soweit erforderlich auch AusgleichsmalRhahmen formuliert. Die Ergebnisse
dieser Vorprufung und die fur notwendig erachteten MalRgaben zur Eingriffsver-
meidung und Eingriffsminimierung wurden in den Unterlagen der DB zur Plan-
genehmigung vollstéandig eingearbeitet und berticksichtigt, so dass dartber hin-
aus gehende Forderungen unsererseits zur Herstellung des Benehmens im lau-
fenden Verfahren nicht noch einmal eigens formuliert werden mussen. Es reicht
aus, wenn diese Vorgaben vollstandig, fachgerecht und zeitgerecht umgesetzt
werden.

Wichtig erscheint uns deshalb die Einrichtung einer qualifizierten Umweltbau-
begleitung (UBB), d.h. die Bestellung einer sachversténdigen Person, die die
Arbeiten begleitet und daftir sorgt, dass die Belange des Umwelt- und Natur-
schutzes bei den Bauarbeiten beachtet und mogliche Umweltschaden vermie-
den werden.

Hinweis: Die UBB ist eine Aufgabe des Bauherrn. Die mit der Umweltbaube-
gleitung bzw. 6kologischen Baubegleitung beauftragte Person ist Auftragneh-
mer, Berater und Helfer des Bauherrn. Die Umweltbaubegleitung kiimmert sich
um die Einhaltung der komplexen Vorgaben des Umweltschadensgesetzes
(USchadG), koordiniert die beim Bauablauf Tatigen und kommuniziert die Mal3-
nahmen zur Umweltvorsorge. Damit trégt sie zur Minimierung der Haftung und
zur Entlastung des Bauherrn bei.

Entscheidung:

Die Zustimmung des Sachbereichs Fachlicher Naturschutz, beim Landratsamt
Weilheim-Schongau, wird zur Kenntnis genommen. Eine Entscheidung ist nicht
erforderlich. Die Vorhabentragerin hat in ihren Planunterlagen (siehe Erlaute-
rungsbericht S. 24) bereits eine umweltfachliche Bautiberwachung vorgesehen
und damit in ihre Planung integriert. Mithin ist diese Umweltbaubegleitung als
Teil der Planung zwingend umzusetzen. Im Ubrigen sichert dies die Vorhaben-

tragerin mit RuckaulRerung vom 08.06.2020 nochmal explizit zu.
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D) Technischer Umweltschutz (Immissionsschutz)

1. Die Bahnsteigsituation des Haltepunkts Peiting Ost soll verbessert werden.
Die bestehenden Zwischenbahnsteige werden zuriickgebaut und durch ei-
nen Mittelbahnsteig mit einer Gesamtlange von 140 m und einer Héhe von
55 cm Uber Schienenoberkante ersetzt. Zusatzlich wird der Zugang, die Ent-
wasserung, die Beleuchtungsanlagen, das Leitsystem und weitere Ausstat-
tungen ertlichtigt. Bei den Arbeiten wird eine evtl. spater notwendige Erho-
hung auf 76 cm Uber Schienenoberkante vorbereitet.

Das Bahnhofsgeléande liegt nordlich des Bebauungsplanes ,Bahnhof Ost",
der hier ein Allgemeines Wohngebiet (WA - § 4 BauNVO) festsetzt. Ostlich
schlie3t der Bebauungsplan ,Zwischen Barbara- und Bahnhofstral3e" an,
der ebenfalls ein WA festsetzt. Die nordlich des Bahnhofs gelegene Bebau-
ung wurde nicht Gberplant. Die tatsachliche bauliche Nutzung entspricht ei-
nem Allgemeinen Wohngebiet bzw. einem Mischgebiet (Ml - § 6 BauNVO).

2. Die Bahnlinie Schongau — Peif3enberg soll von Anfang August bis Mitte Sep-
tember 2021 fir 6 Wochen vollstéandig gesperrt werden, daher kdnnen die
Bauarbeiten auf die Tageszeit (gemafl? AVV Bauldarm 07.00 — 20.00 Uhr)
beschrankt werden. Auch tagsiiber werden laut Baularmuntersuchung vom
28.11.2018, Bericht Nr. (...), an den nachstgelegenen Geb&uden die in der
AVV Baulérm vorgegebenen Immissionsrichtwerte teilweise erheblich tber-
schritten. Aus immissionsschutzfachlicher Sicht sollten die hauptbetroffe-
nen Immissionsorte 2, 4 und 7 wahrend des besonders larmintensiven Bau-
abschnitts 4 durch zuséatzliche MaRnahmen geschiitzt werden. Dartber hin-
aus sind die in der o.g. schalltechnischen Untersuchung genannten Mal3-
nahmen zur Vermeidung / Minimierung der baubedingten LA&rmimmissionen
zu beachten.

Es wird empfohlen, folgende Auflagen festzusetzen.

3. Die Bauarbeiten sind antragsgemaf auf die Tageszeit (gem. AVV Baularm
07.00 Uhr — 20.00 Uhr) zu beschranken.

4. Die Gebaude auf FI.Nr. 2014 (10 2), 1706 (10 4) und 2016/2 (IO 7) sind
wahrend des Bauabschnitts 4 durch geeignete MaRnahmen (z.B. temporére
Schallschutzwénde) vor Larmimmissionen zu schiitzen.

5. Verwendung von gerauscharmen Baumaschinen und Bauverfahren. Im
Rahmen der Ausschreibung ist darauf zu achten, dass von den beauftragten
Bauunternehmen ausschlie3lich Bauverfahren und Baugeréate eingesetzt
werden, die hinsichtlich ihrer Schall- und Erschitterungsemissionen dem
Stand der Technik entsprechen (vgl. 32. BImSchV). Ebenfalls ist darauf hin-
zuweisen, dass die Baustellen so geplant, eingerichtet und betrieben wer-
den, dass Gerdusche weitestgehend verhindert werden, die nach dem
Stand der Technik vermeidbar sind.

6. Die betroffenen Anwohner und Betriebe sind im Vorfeld umfassend tber die
Baumafinahmen (insbesondere Uber die Art, Dauer und Unvermeidbarkeit
der Bautatigkeiten sowie die mdglichen Erschitterungsimmissionen) zu in-
formieren.

7. Die Ausfuihrungsfirmen sind zur Eigenuberwachung zu verpflichten. Die Be-
lange des Larmschutzes (insbesondere die AVV Baularm) sind zu beriick-
sichtigen. Hierzu gehort insbesondere, dass Leerfahrten méglichst vermie-
den und Baufahrzeuge sowie Baumaschinen in Bedienungspausen abge-
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schaltet werden. AulRerdem ist von der ausfiihrenden Firma in den Ange-
botsunterlagen eine Abstimmung zur Gréf3e und Funktion des jeweiligen
Gerates auf die zu leistenden Arbeiten darzulegen. Uber die Anforderungen
der 32. BImSchV hinausgehend sollten auch die eingesetzten Baumaschi-
nen, fir die lediglich eine Kennzeichnungspflicht der garantierten Schallleis-
tung besteht, vergleichbare Larmemissionen wie moderne larmarme Gerate
dieser Klasse aufweisen (z.B. Blauer Engel fir Baumaschinen, exempla-
risch Transportbetonmischer).

8. Es ist ein Immissionsschutzbeauftragter zu benennen, der folgende Aufga-
benbereiche abdeckt:

= Ansprechpartner bei Beschwerdefallen

= Immissionsschutzfachliche Uberwachung der Baustellen mit Durchfiih-
rung von Schallpegel- und ggf. Erschiitterungsmessungen sowie

= Vorschlag von ggf. weiteren notwendigen Minderungsmafnahmen zum
Schutz der Nachbarschaft.

9. Den Bewohnern von erheblich betroffenen Anwesen sind auf Nachfrage
tagsiber alternative Aufenthaltsmdglichkeiten bereitzustellen.

10. Im Rahmen der Bauausfiihrung sind zusétzliche baubetriebliche Maf3nah-
men zur Minderung und Begrenzung der Belastigungen (Pausen, Einhal-
tung Ruhezeiten etc.) zu beachten.

11. Um Abdruck des weiteren Schriftverkehrs wird gebeten.

Entscheidung:
Zu 1.

Die Ausfiihrungen werden zur Kenntnis genommen, eine Entscheidung ist nicht

erforderlich.

Zu 2.

Die Feststellungen werden zur Kenntnis genommen, es wird auf die Entschei-

dungen zu den folgenden Punkten verwiesen.

Zu 3.

Der Forderung wird nicht entsprochen. Die Bauarbeiten sind seitens der Vorha-
bentragerin sowohl im Tages- als auch im Nachtzeitraum (geméafR AVV Bau-
larm) geplant. Somit ist der Antrag gerade nicht darauf beschrankt, die Bauta-
tigkeiten allein zum Tageszeitraum durchzufiihren. Auf dieser planerischen
Grundlage erfolgte auch die schalltechnische Untersuchung (vgl. schalltechni-

sche Untersuchung vom 28.11.2018, Seite 20). Die Vorhabentragerin sieht
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demgegenuber jedoch vor, dass der Einsatz larmintensiver Baumaschinen im
Nachtzeitraum auf das unumgéanglich notwendige Mal3 beschrankt wird; dar-
Uber hinaus wird die tagliche Betriebsdauer der [Armintensiven Baumaschinen
im Nachtzeitraum auf max. 2 h beschrankt (vgl. plangenehmigte Unterlage 1,
Seite 25). Mithin ist von einer Auflage dahingehend, die Baumalinahmen ganz-
lich auf den Tageszeitraum zu beschrénken abzusehen, hierfir besteht keine
rechtliche Grundlage.

Zu 4.

Der Forderung wird entsprochen. Auch die Immissionsorte 10 2, 10 4 sowie 10

7 sind durch umfangreiche Vermeidungsmafnahmen zu schitzen.

Im vorliegenden Fall ist festzuhalten, dass es gemald schalltechnischer Unter-
suchung in allen Bauphasen tags und nachts zu potenziellen Betroffenheiten
durch Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte der AVV Baularm an mehre-
ren Gebauden kommen wird. Die Vorhabentragerin begegnet dem, indem sie
ein umfangreiches Schutzkonzept an Larmminderungsmafnahmen in ihre Pla-
nung mit aufgenommen hat, entsprechend des Schallgutachtens (vgl. Unter-

lage 12 und plangenehmigte Unterlage 1, Seite 24 ff.).

Diesbezuglich wird insbesondere auf die vorgesehene MalRnahme zum Ersatz-
wohnraumangebot verwiesen. Im Erlauterungsbericht auf Seite 26, plangeneh-
migte Unterlage 1, sichert die Vorhabentrégerin explizit zu, Ersatzwohnraum
denjenigen Betroffenen anzubieten, bei denen die Grenzwerte 60 dB(A) nachts
bzw. 70 dB(A) tags Uberschritten werden. Hierfur hat die Vorhabentragerin die
schalltechnische Untersuchung im Rahmen der Ausfiihrungsplanung dahinge-
hend zu ergdnzen und zu konkretisieren, ob und an welchen Anwesen im Um-
feld der MalZnahme sich Beurteilungspegel ergeben, welche die Grenze von 60
dB(A) nachts bzw. 70 dB(A) tags Uberschreiten. In diesen Féllen hat die Vorha-
bentragerin zugesichert, den Betroffenen Ersatzwohnraum anzubieten. Diese
Konkretisierung der schalltechnischen Untersuchung im Rahmen der Ausfih-
rungsplanung hat die Vorhabentragerin dem Eisenbahn-Bundesamt, Auf3en-
stelle Nirnberg, unaufgefordert und unverziglich vorzulegen. Dies wird zusétz-

lich durch die Auflage A.4.7 nochmals abgesichert.

Darliberhinausgehend wird der Forderung nach einer temporaren Schallschutz-

wand jedoch nicht entsprochen.
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Eine solche ist bereits gutachterlich als unverhaltnismafig bewertet worden.

Der Gutachter (schalltechnische Untersuchung vom 28.11.2018) konstatiert,
dass bei Aufstellen der temporaren Schallschutzwand, welche die nachtlichen
Schallbetroffenheiten l16sen wirde, eine Kostenmehrung von ca. 675.000 Euro
zu erwarten ware; dariiber hinaus ergeben sich Erschwernisse im Bauablauf.
Daneben ist die Dauer der Betroffenheiten zu berticksichtigen. Vorliegend lie-
gen die Arbeiten mit larmintensiven Baumaschinen in unmittelbarer Nahe der
insbesondere in Bauabschnitt 4 betroffenen Gebaude (15 Gebaude) mit max. 6
Kalendertagen eines Jahres noch in einem geringfiigigen Bereich. Zwar enthélt
die AVV Baularm keine besonderen Regelungen fur kurzzeitige temporare Ein-
wirkungen, jedoch ware nach anderen technischen Regelwerken (z.B. 18. BIm-
SchV) zum Schallimmissionsschutz ein sog. seltenes Ereignis zumindest fir ei-
nige Gebaude gegeben. Mithin ist auch diese kurze Dauer in die Abwagung

einzustellen.

Der Gutachter fuhrt zudem aus, dass die Mdglichkeiten der Errichtung tempo-
rarer Larmschutzwande fur die malRgebenden larmintensiven Bautéatigkeiten im
vorliegenden Fall auch deshalb eingeschrankt sind, da das Baufeld relativ lang-

gestreckt ist.

Die vorausgehenden Ausfilhrungen zusammengefasst lasst sich daher festhal-
ten, dass mobile Schallschutzwande im vorliegenden Fall unverhaltnismafig
hohe Mehrkosten verursachen wirden. Mithin ergibt eine umfassende Abwa-
gung, dass temporéare Schallschutzwénde dem Vorhabentrager nicht verpflich-
tend aufzuerlegen sind, das von der Vorhabentragerin vorgesehene Schutzkon-
zept ist erforderlich und geeignet, aber auch ausreichend.

Zu 5.

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich. Die Vorhabentragerin hat zu diesem
Punkt nochmals mit RickauRerung vom 09.06.2020 zugesichert, die Auflage
zur Verwendung gerduscharmer Bauverfahren und Baumaschinen in die Aus-
schreibung der Bauleistungen aufzunehmen. Im Ubrigen wird auf die vorgese-
hene SchallschutzmalRnahme, plangenehmigte Unterlage 1, dort auf Seite 24

verwiesen.
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Zu 6.

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich. Die umfassende Information aller be-
troffenen Anwohner und damit die Baustellenkommunikation und Vorabinforma-
tion der Anwohner ist Teil des Malinahmenkonzepts der Vorhabentragerin, zum
Schutz der vom Baularm betroffenen Nachbarschaft (siehe plangenehmigte Un-
terlage 1, Seite 25).

Zu 7.

Die geforderten MaRnahmen sind bereits planerisch berlcksichtigt und Teil des
SchutzmalRBnahmenkonzepts der Vorhabentragerin (vgl. plangenehmigte Unter-
lage 1, Seite 25 / 26). Die Vorhabentragerin hat diesen Punkt bereits in ihre
Planung mit Stand vom 08.04.2020 aufgenommen, mithin ist eine Entscheidung

obsolet.

Zu 8.

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich. Die Vorhabentragerin sichert mit Ruick-
auRerung vom 09.06.2020 zu, einen Immissionsschutzbeauftragten zu beauf-
tragen. Im Ubrigen wird diesbeziiglich auf plangenehmigte Unterlage 1, Seite

25 (vorletzter Absatz) verwiesen.

Zu 9.

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich. Die Vorhabentragerin hat im Rahmen
ihrer Stellungnahme vom 09.06.2020 zugesichert, dass der Immissionsschutz-
beauftragte als Ansprechpartner vor Ort zur Verfiigung stehen wird, welcher
Anfragen im Einzelfall prifen wird. Dartiber hinaus hat die Vorhabentréagerin in
ihren Planunterlagen vorgesehen (plangenehmigte Unterlage 1, S. 26), Ersatz-
wohnraum fur diejenigen Betroffenen anzubieten, bei welchen die baularmbe-
dingte Immissionsbelastung Uber 60 dB(A) nachts bzw. 70 dB(A) tags liegen.

Insoweit wird nochmals auf die Auflage unter A.4.7 verwiesen.
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Zu 10.

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich, es wird auf die bereits in den Planun-
terlagen vorgesehene Minderungsmaflinahme verwiesen (vgl. plangenehmigte
Unterlage 1, Seite 25).

Zu 11.

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich, die Zustellung des Bescheides an das
Landratsamt Weilheim-Schongau erfolgt gemaf gesetzlicher Regelung in 8 74
Abs. 4 Satz 1i.V.m. Abs. 6 Satz 2, Hs. 2 und 3 VwWVfG.

2. Wasserwirtschaftsamt Weilheim
Stellungnahme vom 19.05.2020, Az. 2-3535-WM140-11393/2020

1. Sachverhalt und Prifung

Gegenstand des Vorhabens ist die Erneuerung des Bahnhofs Peiting Ost. Da-
bei werden die bestehenden Zwischenbahnsteige rickgebaut und ein neuer
Mittelbahnsteig (L = 140 m, B = 4,20 m) sowie ein geneigter Gehweg als Zuwe-
gung errichtet.

Gleis 1 ist bereits rickgebaut. Gleis 2 wird nach Stden verschwenkt und die
Gradiente des Gleises 3 angepasst. Unter den Gleisanlagen werden jeweils
Entwasserungsanlagen errichtet. Die Mal3nahmen an Gleis 3 stehen im Zusam-
menhang mit dem Umbau des Bahnhofs und sind bereits 2019 realisiert wor-
den.

1.1 Trinkwasserschutzgebiete

Trinkwasserschutzgebiete sind von diesem Vorhaben nicht betroffen.

1.2 Lage zu Gewassern

Dem Wasserwirtschaftsamt sind keine Oberflachengewasser in der Umgebung
des Bauvorhabens bekannt.

1.3 Grundwasser

Vereinfacht kann der Bodenaufbau wie folgt dargestellt werden: bis etwa 0,4 —
0,7 m u. GOK sind kiesige Auffullungen zu finden, darunter bis etwa 1,4 — 3,0
m u. GOK sandige Schluffe gefolgt bis zur Endteufe der Erkundungen bei 5 m
u. GOK schluffige Kiese und Sand.

Das den Antragsunterlagen angehangte Baugrundgutachten vom 31.08.2016
belegt Grundwasserstande an Stichtagsmessungen von 3,8 bis 4 m u. GOK.
Die Gutachter schatzen den MHGW aufgrund eines mdglichen Anstiegs bei
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Starkniederschldgen oder Nasswetterperioden von rund 1,5 m auf 2,8 m u.
GOK.

Anhand dieses Bemessungswasserstands ist die Sohle von linienférmigen un-
terirdischen Versickerungsanlagen bei max. 1,8 m u. GOK anzusetzen.

Auf den bindigen Bdden (obere Bodenschicht) kann bei Regenereignissen
Stau- und Schichtwasser bis zur GOK-H6he auftreten.

1.4 Altablagerungen und sonstige Untergrundverunreinigungen

Im Bereich des geplanten Vorhabens sind keine Grundstuicksflachen im Katas-
ter geman Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgefiihrt, fir die
ein Verdacht auf Altlasten oder schadliche Bodenveranderungen besteht.

1.5 Niederschlagswasserbeseitigung
a) Sachverhalt

Bahnsteig

Das anfallende Oberflachenwasser des Bahnsteigs wird Uber ein Rohr-Rigo-
lensystem unter dem Bahnsteig abgeleitet. Die Sohle der Rigolenanlage befin-
det sich nach Anlage bei 1,8 m u. GOK. Der Mindestabstand von 1 m zum
MHGW wird somit eingehalten. Bis 1,20 m unter dem System ist ein Bodenaus-
tausch der bestehenden Schluffe mit sickerfahigem Boden geplant. Das Nie-
derschlagswasser des Bahnsteigs wird mittels Sedimentationsschichten DN
600 vor der Rigole gereinigt.

Gleis 2

Von km 4,0+81 bis 4,1+83 wird das Niederschlagswasser aus dem Gleisbereich
Uber einen Versickerungsschlitz versickert. Das Wasser wird tUber eine 0,5 m
starke Filterschicht mit karbonhaltigem Sand vorgereinigt.

Aufgrund der nicht ausreichenden Tragféhigkeit wird eine Planumsschutz-
schicht eingebaut. Diese entwassert in eine neu zu errichtende Tiefenentwas-
serung. Von dort wird das Wasser in Bereiche mit versickerungsfahigem Boden
abgeleitet. Hier soll nach Durchlaufen von 2 Sedimentationsschéachten DN 1000
bzw. DN 1500 eine 75 m lange Rohrrigole anschlie3en. Zur Behandlung des
Wassers ist unter der Rigole eine 0,2 m starke Filterschicht aus karbonhaltigem
Sand vorgesehen.

Gleis 3

Die MalRhahmen wurden bereits im Jahr 2019 realisiert und vorab mit dem Was-
serwirtschaftsamt abgestimmt. Eine Anderung der Gleislage war nicht vorgese-
hen, sondern eine Neigungsanpassung. Der Einbau einer neuen Entwésse-
rungsanlage war geplant.

Aus den im Rahmen der Vorabstimmung getroffenen Aussagen und aus den
dem vorliegenden Antrag beigefligten Lageplanen und Querschnitten ist zu ent-
nehmen, dass ebenfalls eine Planumsschutzschicht mit Tiefenentwasserung
eingebracht wurde. Auf dieser wird das Niederschlagswasser in Richtung einer
Rohr-Rigolenversickerung geleitet.

Laut den Unterlagen zur Vorabsprache waren hier ebenfalls Sedimentations-
schachte sowie eine Filterschicht aus karbonhaltigem Sand (0,2 m) zur Behand-
lung des Niederschlagswassers geplant.

Seite 22 von 31




Plangenehmigung gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VWVIG fur das Vorhaben
LPeiting Ost - Umbau Verkehrsstation®,
Bahn-km 4,081 bis 4,467 der Strecke 5444 Schongau - Peissenberg, Az. 651ppi/005-2019#012 vom 30.09.2020

b) Prufung:

Die Planung der Entwasserungsanlagen ist grofdtenteils bereits im Jahr 2018
mit dem WWA Weilheim vorabgestimmt worden.

Die jeweilig an die Versickerungsanlagen angeschlossenen Flachen sind <
1000 m2. Bei Einhaltung des Abstands der Sohle der Versickerungsanlagen
zum MHGW von mind. 1 m, d.h. bei Lage der Sohle der Versickerungsanlagen
bei max. 1,8 m u. GOK, ist keine wasserrechtliche Erlaubnis nétig. Die Einlei-
tungen in das Grundwasser fallen somit unter die TRENGW und sind genehmi-
gungsfrei.

Bahnsteig

Der Planung der Entwasserung wird zugestimmt. Die im Rahmen der Vorab-
stimmung vorgelegten Nachweise nach DWA M 153 und DWA A138 zeigen
eine ausreichende Vorreinigung und Dimensionierung der Versickerungsan-
lage.

Gleis 2

Der Ableitung des Niederschlagswassers aus dem Bereich km 4,0+81 bis
4,1+83 Uber den mit Filtersand Uberdeckten Sickerschlitz wird zugestimmt.

Von der Rohr-Rigolenanlage zur Versickerung nach Ableitung durch die Tiefen-
entwasserung wurde kein Querschnitt vorgelegt. Die Ableitung bleibt nur ge-
nehmigungsfrei zulassig, wenn der Mindestabstand zum MHGW eingehalten
wird.

Der angenommene kf-Wert (2,215 * 10 m/s) im Bereich der Versickerungsan-
lage beruht auf einer Laborprobe aus einer im Gleisbereich in geringer Tiefe
(0,44 m — 0,65 m) entnommenen Probe mit wenig Versuchsmaterial und ist so-
mit mit grof3en Unsicherheiten behaftet. Fir die Berechnung wurde zudem der
im Labor ermittelte kf,u-Wert verwendet. Der Bemessungswert kf entsprache
kf,u/2.

Wir empfehlen beim Bau im Bereich der Versickerungsanlage zu prifen, ob der
angenommene Bemessungs-kf-Wert den realen Verhaltnissen entspricht und
die Rigole ggfs. zu vergréRern oder umzuplanen.

Gleis 3

Sollten sich die Planungen zu den bereits getroffenen Abstimmungen im Jahr
2018 geandert haben, bitten wir um Ricksprache. Anderenfalls kann der Pla-
nung zugestimmt werden.

2. Ergebnis der Prifung

Der Planung kann aus wasserwirtschaftlicher Sicht unter Beachtung der folgen-
den Hinweise zugestimmt werden:

2.1 Grundwasser

a) Ist zu erwarten, dass bei Aushubarbeiten Grundwasser erschlossen bzw. an-
getroffen wird, so dass eine Bauwasserhaltung stattfinden muss, ist vorab beim
Landratsamt Weilheim-Schongau eine entsprechende wasserrechtliche Erlaub-
nis gemaf Art. 15 bzw. 70 (Erlaubnis mit Zulassungsfiktion) Bayer. Wasserge-
setz (BayWG) bzw. 8 8 WHG einzuholen.
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b) Das Einbringen von Stoffen in ein Gewasser, hier das Grundwasser — z.B.
Fundamente im Grundwasser — ist nach § 8 Abs. 1 in Verbindung mit § 9 Abs.
1 Satz 4 WHG erlaubnispflichtig, sofern die Bedingungen des § 49 Abs. 1 Satz
2 WHG nicht eingehalten werden.

2.2 Altlastenverdachtsflachen

Sollten bei den Aushub- und Abrissarbeiten organoleptische Aufféalligkeiten des
Bodens festgestellt werden, die auf eine schadliche Bodenveranderung oder
Altlast hindeuten, ist unverziglich das Landratsamt Weilheim-Schongau zu be-
nachrichtigen (Mitteilungspflicht gemaR Art. 2 BayBodSchG). Der Aushub ist
z.B. in dichten Containern mit Abdeckung zwischenzulagern bzw. die Aushub-
mal3nahme ist zu unterbrechen bis der Entsorgungsweg des Materials geklart
ist.

Eventuell anfallende Altschotter und Bodenaushub sowie entstehender Bau-
schutt sind gemaf den abfallrechtlichen Bestimmungen zu entsorgen. Fir den
Wiedereinbau von Material sind die einschlagigen Regelwerke insbesondere
die LAGA M 20 Stand 06.11.2003, die Bodenschutzgesetze, der Leitfaden ,An-
forderung an die Verwertung von Recycling — Baustoffen in technischen Bau-
werken“ und das LFU-Merkblatt Nr. 3.4/2 Anforderungen an die Verwertung und
Beseitigung von Gleisschotter (Gleisschottermerkblatt) zu beachten.

2.3 Niederschlagswasserbeseitigung

a) Die Sohlen jeglicher Versickerungsanlagen durfen max. bei 1,8 m u. GOK
liegen, anderenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich.

b) Die Schadstofffreiheit im Flanken- und Sohlbereich (Sickerkegel) der Versi-
ckerungsanlagen ist bei Aushub von Auffiillungen in den betreffenden Berei-
chen zu prufen und dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim sowie der Genehmi-
gungsbehorde zu bescheinigen. Vor Sicherstellung der Schadstofffreiheit und
Freigabe durch die Genehmigungsbehorde darf der Einbau der Entwasse-
rungseinrichtungen nicht erfolgen.

c) Sollten die kf-Werte der angetroffenen Béden von den Planungsannahmen
abweichen, sind die Anlagen dementsprechend umzuplanen und ggf. zu ver-
groiern.

Entscheidung:
Zul)li-14

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich. Die Feststellungen werden zur Kennt-

nis genommen.
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Zul5

Bahnsteig

Die Zustimmung des Wasserwirtschaftsamtes zur Entwéasserung des Bahn-

steigs wird zur Kenntnis genommen, eine Entscheidung ist nicht erforderlich.

Gleis 2

Die Zustimmung des Wasserwirtschaftsamtes zur Gleisentwasserung in Gleis

2 wird zur Kenntnis genommen.

Ein Querschnitt von der Rohr-Rigolen Anlage zur Versickerung nach Ableitung
durch die Tiefenentwasserung wurde vorgelegt (vgl. plangenehmigte Unterlage
7.3). Hieraus ergibt sich, dass die Einhaltung des Abstands der Sohle der Ver-
sickerungsanlage zum MHGW von mind. 1 m gewahrleistet ist. Im Ubrigen si-
chert dies die Vorhabentragerin nochmals mit RiickduRerung vom 09.06.2020

ZU.

Der Forderung des Wasserwirtschaftsamtes, zur Verifizierung des angenom-
menen kf-Wertes ist zu entsprechen. Die Vorhabentragerin hat beim Bau im
Bereich der Versickerungsanlage zu prifen, ob der angenommene Bemes-
sungs-kf-Wert den realen Verhaltnissen entspricht. Dies wird nochmals abgesi-

chert durch die Nebenbestimmung A.4.9 (siehe auch Entscheidung zu 2.3).

Gleis 3

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich. Die Vorhabentragerin sichert mit Riick-
auRerung vom 09.06.2020 nochmals explizit zu, dass es keine Anderungen in
der Planung seit 2018 in Bezug auf die Entwasserung des Gleises 3 gab und
dass diese Gleisentwadsserungsanlagen bereits 2019 in einem separaten Pro-

jekt realisiert wurden.

Zu?21

a) Eine Entscheidung ist nicht erforderlich. Die geplante Bauwasserhaltung ist
im Erlauterungsbericht (vgl. plangenehmigte Unterlage 1) auf Seite 22 darge-

stellt.
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Seitens der Plangenehmigungsbehérde wird klarstellend darauf hingewiesen,
dass vorliegend gemalR 8 19 Abs. 1 WHG die Plangenehmigungs-/ bzw. Plan-
feststellungsbehérde fur den Erlass der wasserrechtlichen Erlaubnis zustandig

ist.

Die entsprechende wasserrechtliche Erlaubnis wurde unter A.3.1 ausgespro-

chen.

Uberdies hat die Vorhabentragerin jedoch die im Zuge der Ausfiihrungsplanung
sich ergebenden nadheren Details zur Bauwasserhaltung nochmals mit dem
Wasserwirtschaftsamt abzustimmen. Dies wird nochmals abgesichert durch die

festgesetzte Nebenbestimmung unter A.4.6.

b) Es wird davon ausgegangen, dass die Fundamente der Bahnsteiganlagen
nicht ins Grundwasser eingebracht werden, da der MHGW gemal gutachterli-
cher Bewertung auf 2,8 m u. GOK festgestellt wurde und damit unterhalb der

flachgegriindeten Bahnsteigfundamente liegt.

Im Ubrigen wird davon ausgegangen, dass - sollte es dennoch zu einem Ein-
bringen der Fundamente oder des Gleisverbaus ins Grundwasser kommen -
die Bedingungen des 8 49 Abs. 1 Satz 2 WHG eingehalten werden (keine nach-

teilige Auswirkung auf die Grundwasserbeschaffenheit).

Die Vorhabentragerin hat in ihrer Ruckauf3erung vom 09.06.2020 zudem expli-

zit zugesichert, die geltenden Gesetze und Richtlinien einzuhalten.

Mithin ist eine Entscheidung entbehrlich.

Zu 2.2

Eine Entscheidung ist nicht erforderlich. Die Vorhabentragerin versichert mit
RuckauRerung vom 09.06.2020 nochmals explizit, die geltenden Gesetze und
abfallrechtlichen Bestimmungen einzuhalten, sowie die Beauftragung eines
qualifizierten Sachverstandigen, der die Einhaltung dieser abfallrechtlichen

Bestimmungen tberwachen wird.
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Zu 2.3

a) Diese Feststellungen werden zur Kenntnis genommen. Der Mindestabstand
von 1 m muss eingehalten werden, mithin durfen die Sohlen jeglicher Versicke-
rungsanlagen bei max. 1,8 m u. GOK liegen; der Forderung wird insoweit ent-

sprochen (vgl. plangenehmigte Querschnitte, Unterlagen 7.2 und 7.3).

b) Die Schadstofffreiheit im Flanken- und Sohlbereich der Versickerungsanla-
gen ist bei Aushub von Auffillungen in den betreffenden Bereichen zu prifen.
Die Vorhabentragerin hat mit RickaufRerung vom 09.06.2020 diese Prifung auf
Schadstoffbelastung zugesichert. Darliber hinaus hat sie zugesichert, die Er-
gebnisse der Bodenpriufung dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim sowie der
Genehmigungsbehdrde vorzulegen, um die Schadstofffreiheit zu bescheinigen.
Seitens der Plangenehmigungsbehérde wird nochmals festgestellt, dass - ent-
sprechend der Forderung des WWA - vor Sicherstellung der Schadstofffreiheit
und Freigabe durch das Wasserwirtschaftsamt, der Einbau der Entwasserungs-

einrichtungen nicht erfolgen darf (vgl. Nebenbestimmung A.4.8).

c¢) Daruber hinaus ist der Forderung des Wasserwirtschaftsamtes ebenfalls da-
hingehend zu entsprechen, dass die kf-Werte der angetroffenen Béden zu pri-
fen sind, um eine relevante Abweichung von den Planungsannahmen aus-
schlieBen zu kdénnen. Nach Prufung der kf-Werte ist dieses Ergebnis mit dem
Wasserwirtschaftsamt abzustimmen. Diese Abstimmungen sind dem Eisen-

bahn-Bundesamt in dokumentierter Weise unaufgefordert vorzulegen.

Dies wird nochmals abgesichert durch die Nebenbestimmung A.4.9.
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B.4.3 Kapazitat

B.5

Das Eisenbahn-Bundesamt hat die verkehrliche Entbehrlichkeit der riickzubauenden
Bahnsteiganlagen gepruft und zu diesem Zweck mit Schreiben vom 30.04.2020 durch
Veroffentlichung im Internet, Nutzer dieser Anlagen und Dritten mit absehbarem Nut-

zungsinteresse, die Mdglichkeit zur Stellungnahme eingeraumt.

In diesem Zusammenhang sind keine Stellungnahmen beim Eisenbahn-Bundesamt

eingegangen.

Im Rahmen des verfahrensgegenstandlichen Umbaus des Bahnhofs Peiting Ost soll
der Hausbahnsteig sowie die beiden bestehenden Zwischenbahnsteige (an Gleis 2 und
an Gleis 3) zuriickgebaut werden und durch einen neuen Mittelbahnsteig ersetzt wer-
den. Durch die zwei neuen Bahnsteigkanten des neu zu errichtenden Mittelbahnsteigs
(an Gleis 2 und an Gleis 3) konnen alle bisherigen Funktionalitaten ersetzt werden. Der
Hausbahnsteig kann ersatzlos zurtickgebaut werden, das daran anschlieRende Gleis

1 ist bereits nicht mehr vorhanden.

Mithin kann aufgrund funktionalen Ersatzes durch den neuen Mittelbahnsteig fir die
wegfallenden Zwischenbahnsteige die Entbehrlichkeit eines Verfahrens nach § 11 Abs.
2 Satz 1 AEG festgestellt werden.

Daruber hinaus wird festgestellt, dass der Rickbau des Hausbahnsteigs keine kapazi-

tiven Auswirkungen hat.

Gesamtabwdagung

Am antragsgegenstandlichen Vorhaben besteht ein offentliches Interesse. Die Plan-
feststellungsbehorde hat die unterschiedlichen 6ffentlichen und privaten Belange er-
mittelt, alle Belange in die Abwagung eingestellt und diese gegeneinander und unter-

einander abgewogen.

Unter B.3 wurde auf die verfahrensleitende Verflgung vom 10.09.2020, Az.
651ppi/005-2019#012 hingewiesen, wonach fur das verfahrensgegenstandliche Vor-
haben keine Verpflichtung zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung be-
steht.

Die beteiligten Trager 6ffentlicher Belange haben sich mit dem geplanten Vorhaben
grundsétzlich einverstanden erklart. Soweit Forderungen erhoben bzw. Hinweise und
Empfehlungen gegeben wurden, bezogen diese sich ausschlie3lich auf die Art und

Weise der Realisierung des Vorhabens bzw. die nédhere Ausgestaltung der Ma3nahme.
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In den Fallen, in denen nicht bereits eine korrespondierende Zusage der Vorhabentra-
gerin vorlag, hat die Plangenehmigungsbehdrde diese entsprechend der Gesetzlage
abwagend entschieden bzw. auf die fehlende planrechtliche Relevanz hingewiesen.

Insofern wird auf die Ausfiihrungen unter B.4.2 nochmals verwiesen.

Im Hinblick auf die Belange der Spartentréager wird die Vorhabentragerin noch einmal
ausdrucklich auf die festgesetzte Nebenbestimmung A.4.2 aufmerksam gemacht, die

dem Interessenschutz der betroffenen Versorgungstrager dient.

Den Anforderungen des Brandschutzleitfadens fur Personenverkehrsanlagen der Ei-
senbahnen des Bundes wurde in der Planung — soweit plangenehmigungsrelevant —in

folgenden Punkten ausreichend Rechnung getragen:
e Aussagen zur gesicherten Erschlie3ung
e Nutzungseckdaten
e Grundsatzfragen zur Evakuierung
e Mdglichkeiten wirksamer Rettungs- und Loscharbeiten

e Grundsatzfestlegungen zum baulichen Brandschutz

Im Rahmen der historischen Kampfmittelvorerkundung vom 30.06.2016 wurde fiir Teile
des Projektgebietes eine potentielle Kampfmittelbelastung ermittelt. Die Vorhabentra-
gerin sieht daher gemafl Planunterlagen (plangenehmigte Unterlage 1, Seite 33) vor,
den Planungsraum vor Bauausfiihrung durch den Kampfmittelraumdienst auf eine

mogliche Kampfmittelbelastung tberprifen zu lassen.

Andere offentliche Belange, die durch das Vorhaben berthrt sein kénnten, sind nicht

erkennbar.
Es ergeben sich auch keine Anhaltspunkte fir irgendwelche Drittbetroffenheiten.

Soweit im Zuge der Malinahmenumsetzung temporar auf Fremdgrund zugegriffen wer-

den muss, liegt die Zustimmung der betroffenen Grundstiickseigentiimer vor.

Die Untersuchungen zu den betriebsbedingten Immissionen kommen zu dem Ergeb-
nis, dass das verfahrensgegenstandliche Vorhaben keine wesentliche Anderung im
Sinne der 16. BImSchV bewirkt, welche einen Anspruch auf SchallschutzmalZhahmen
auslésen wirde. Das Vorhaben fuhrt auch nicht zu einer Zunahme betriebsbedingter

Erschitterungen.
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B.6

Hinsichtlich der bauzeitlichen Larmbelastung wurde ein umfangreiches, geeignetes
MalRnahmenkonzept in den Planunterlagen vorgesehen bzw. festgesetzt. Es ist dar-

Uber hinaus mit keiner relevanten baubedingten Erschitterungsbelastung zu rechnen.
Die konzerninterne Abstimmung ist nach Aussage der Vorhabentragerin erfolgt.

Insgesamt ist daher festzustellen, dass das plangenehmigte Vorhaben mit den 6ffent-
lichen und privaten Belangen vereinbar ist. Die Voraussetzungen fiir die Erteilung einer

Plangenehmigung gemaf § 74 Abs. 6 Satz 1 VwV{G liegen somit vor.

Entscheidung tUber Gebuhr und Auslagen

Die Entscheidung Uber die Gebuhr und die Auslagen fur diese individuell zurechenbare
offentliche Leistung des Eisenbahn-Bundesamtes beruht auf § 3 Abs. 4 Satz 1 BEVVG
i. V. m. der Verordnung Uber die Gebuhren und Auslagen fur Amtshandlungen der Ei-

senbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV).
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C. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die vorstehende Plangenehmigung kann innerhalb eines Monats nach Zustel-

lung Klage beim

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof
LudwigstralRe 23
80539 Miinchen

erhoben werden.

Der Klager hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur Be-

grindung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben.

Eisenbahn-Bundesamt
Aulenstelle Nurnberg
Nirnberg, den 30.09.2020
Az. 651ppi/005-2019#012
EVH-Nr. 3417909

Im Auftrag

(Dienstsiegel)

Seite 31 von 31




	A. Verfügender Teil
	A.1 Genehmigung des Plans
	A.2 Planunterlagen
	A.3 Besondere Entscheidungen
	A.3.1 Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen
	A.3.2 Konzentrationswirkung

	A.4 Nebenbestimmungen
	A.4.1 Bei der Durchführung der Bauarbeiten sind die Regelungen der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen“ vom 19.08.1970, MABI 1/1970 S. 2, zu beachten.
	A.4.2 Beeinträchtigungen von Versorgungsleitungen sind durch geeignete Baumaßnahmen zu vermeiden. Versorgungsleitungen sind soweit sie innerhalb der Baufläche liegen, in Absprache mit den Leitungseigentümern und gemäß deren Vorschriften in Betrieb zu ...
	A.4.3 Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme anfallender Abfall ist mit Beginn der Baumaßnahme sukzessiv zu verwerten oder zur ordnungsgemäßen Entsorgung schnellstmöglich zu beseitigen. Eine Zwischenlagerung des Abfalls, die über die nach Ziffer 8.12 im ...
	A.4.4 Die Vorhabenträgerin hat für jede artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme gesondert ein Maßnahmenblatt (FINK), dem Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Nürnberg, unverzüglich vorzulegen.
	A.4.5 Die Regelungen der „Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht im Ingenieurbau, Oberbau und Hochbau“ (VV BAU) und der „Verwaltungsvorschrift für die Bauaufsicht über Signal-, Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen“ (VV BAU-STE) sind i...
	A.4.6 Die Vorhabenträgerin hat die im Zuge der Ausführungsplanung sich ergebenden näheren Details zur bauzeitlichen offenen Bauwasserhaltung nochmals mit dem Wasserwirtschaftsamt abzustimmen.
	A.4.7 Sobald sich im Rahmen der Erstellung der Ausführungsplanung der Ablauf der Baumaßnahme genauer bestimmen lässt, wird durch die Vorhabenträgerin die vorliegende schalltechnische Untersuchung vom 28.11.2018 dahingehend ergänzt und konkretisiert, o...
	A.4.8 Die Schadstofffreiheit im Flanken- und Sohlbereich der Versickerungsanlagen ist bei Aushub von Auffüllungen in den betreffenden Bereichen zu prüfen. Die Ergebnisse dieser Prüfung sind dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim sowie dem Eisenbahn-Bundesa...
	A.4.9 Die kf-Werte der angetroffenen Böden sind zu prüfen, um eine relevante Abweichung von den Planungsannahmen ausschließen zu können.
	Sollten sich im Weiteren Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die kf-Werte den Planungsannahmen nicht entsprechen, ist dies dem Wasserwirtschaftsamt sowie dem Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Nürnberg unverzüglich mitzuteilen und das weitere Vorgehen abz...
	A.4.10 Baubeginn und Fertigstellung des plangenehmigten Vorhabens sind dem Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Nürnberg, Sachbereich 1, schriftlich anzuzeigen. Dazu sind die vom Eisenbahn-Bundesamt zur Verfügung gestellten Vordrucke zu verwenden. Mit der...

	A.5 Zusagen der Vorhabenträgerin
	A.6 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge
	A.7 Gebühr und Auslagen

	B. Begründung
	B.1 Sachverhalt
	B.1.1 Gegenstand des Vorhabens
	B.1.2 Verfahren

	B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung
	B.2.1 Rechtsgrundlage
	B.2.2 Zuständigkeit

	B.3 Umweltverträglichkeit
	B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens
	B.4.1 Planrechtfertigung
	B.4.2 Stellungnahmen der Behörden und Stellen nebst dazugehöriger Entscheidung der Plangenehmigungsbehörde
	B.4.3 Kapazität

	B.5 Gesamtabwägung
	B.6 Entscheidung über Gebühr und Auslagen

	C. Rechtsbehelfsbelehrung

